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Deutschland verändert sich. Bereits vor den zuneh­

menden Zahlen geflüchteter Menschen hatte jede_r 

fünfte Einwohner_in Deutschlands eine Einwande­

rungsgeschichte. Doch die Debatte des Sommers 

2016 um die deutsche Nationalmannschaft zeigte 

erneut die Diskriminierung auf, die zahlreiche Deut­

sche seit Jahrzehnten aufgrund ihres Aussehens, der 

Herkunft ihrer Vorfahren oder ihrer Religion erleben. 

Obwohl seit der Reform des Staatsbürgerschafts­

rechts im Jahr 2000 das Abstammungsprinzip an Be­

deutung verloren hat, machen Teile der Bevölkerung 

das „Deutschsein“ nach wie vor an Aussehen oder 

dem Namen fest. Hinzu kommt, dass in Politik, Wirt­

schaft und Journalismus Menschen mit Einwande­

rungsgeschichte nach wie vor weniger sichtbar sind.

Gleichzeitig ist zu beobachten, dass immer mehr 

Deutsche mit und ohne Einwanderungsgeschich­

te dies nicht mehr akzeptieren wollen. Neue Deut­

sche Bewegungen haben sich auf den Weg gemacht, 

Menschen mit einer weltoffenen Haltung zu orga­

nisieren und für gleiche Rechte für alle einzutreten. 

Gefordert wird u.a. ein neues Leitbild für ein Zusam­

menleben in der vielfältigen Einwanderungsgesell­

schaft, das die multiplen Identitäten jeder und jedes 

Einzelnen betont, Vielfalt als Ressource betrachtet 

und Diskriminierung entschieden entgegen tritt. 

Die Friedrich-Ebert-Stiftung eröffnet Ihnen mit dieser 

Publikationsreihe eine Perspektive, die wir im Alltag 

selten einnehmen: Debattenbeiträge aus der Zu­

kunft. Heraus aus der Tagespolitik und den aktuellen 

gesellschaftlichen Diskussionen und hinein in zehn 

Jahre entfernte Visionen unseres Landes. Ein Blick 

in die Zukunft kann den Horizont erweitern für die 

möglichen Konsequenzen aktueller Politik und Alter­

nativen aufzeigen. Aus der zukünftigen Perspektive 

heraus antworten die Debattenbeiträge auf die Fra­

gen: Wie wollen wir zusammenleben? Welche Leit­

bilder der Einwanderungsgesellschaft sind möglich? 

Kann die Zugehörigkeitsfrage in Deutschland neu 

gedacht werden? 

Darüber haben die Autorinnen und Autoren nachge­

dacht. Safter Çınar ist ehemaliger Bundesvorsitzen­

der der Türkischen Gemeinde in Deutschland (TGD) 

und „staatlich anerkannter Ausländer“ (Selbstbe­

zeichnung). Edgar Lopez ist ein freier Journalist mit 

ostdeutscher Migrationsgeschichte und Katharin Tai 

eine freie Journalistin, die durch ihren fünfjährigen 

Aufenthalt in China, England und Frankreich einen 

Blick von außen auf Deutschland wirft. 

Sie gehen in ihren Szenarien von unterschiedlichen 

Leitbildern einer Einwanderungsgesellschaft aus. 

Safter Çınar beschreibt ein nach kanadischem Vor­

bild multikulturelles Leitbild, in dem Vielfalt in allen 

gesellschaftlichen Bereichen Normalität ist. Edgar 

Lopez zeichnet ein auf Homogenität und Assimila­

tion basierendes Leitbild nach französischem Vor­

bild, in der Unterschiede nicht gewollt sind und 

Rechte und Pflichten eng miteinander verwoben 

sind. Katharin Tai blickt zurück auf eine gespaltene 

Einwanderungsgesellschaft, in der sich aufgrund 

der Entscheidungsunfähigkeit der deutschen Gesell­

schaft parallel existierende Leitbilder gebildet haben.

Diese Szenarien wurden in Workshops gemeinsam 

mit Expertinnen und Experten erarbeitet. Sie sind 

keine Träume, auch keine Wünsche, sondern anhand 

von gemeinsam identifizierten Grundannahmen 

ausgearbeitete Szenarien, die mögliche Entwick­

lungsstränge in Extremfällen zeichnen. Sie spiegeln 

nicht die persönlichen Meinungen der Autorinnen 

und Autoren oder der Friedrich-Ebert-Stiftung wider. 

Das Verständnis von kultureller Vielfalt als Normali­

tät bei einem gleichzeitigen für alle geltenden gesell­

schaftlichen Grundkonsens über die Art des Zusam­

menlebens in der Einwanderungsgesellschaft bildet 

die Grundlage der Arbeit der Friedrich-Ebert-Stif­

tung in diesem Bereich. Da Sie ein Teil dieser Gesell­

schaft sind, hoffen wir, Ihnen mit der Lektüre dieses 

Hefts neue Denkanstöße geben zu können und auch 

Sie zu ermutigen, in Zukunftsszenarien zu denken.

Einleitung
Von Thilo Schöne, Forum Berlin der Friedrich-Ebert-Stiftung 
Projekt „Die Praxis der Einwanderungsgesellschaft“
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Es ist ein Freitagnachmittag. Ich fahre mit meinem 
Auto zum Berliner Bezirk Neukölln, zur Grund­
schule meines Enkels Yunus. Er besucht die vier­
te Klasse der „Amadeu António Kiowa“-Grund­
schule. Die Schule entschied sich 2025, von nun 
an den Namen des am 6. Dezember 1990 in 
Eberswalde von Neonazis ermordeten Angolaners 
zu tragen. Amadeu António Kiowa war das erste 
bekannte Todesopfer rassistisch motivierter Ge­
walt in Deutschland nach der Wiedervereinigung.

Ende nächster Woche beginnt Ostern, das die 
Schule zusammen mit dem ersten Tag des Rama­
danfestes feiert. Seit die rot-rot-grüne Mehrheit 
im Bundestag 2024 den Islam „als eine Religion in 
der Bundesrepublik Deutschland“ anerkannt und 
den Bundesländern empfohlen hat, auch die bei­
den islamischen Festtage (Ramadan- und Opfer­
fest) zu gesetzlichen Feiertagen zu erklären, ha­
ben viele Länder dies umgesetzt. In Berlin gilt das 
erstmalig 2026.

Im Info-Radio höre ich die Nachrichten. Gerade 
spricht die Bundesministerin für Verkehr und 
Städtebau, Aydan Özoğuz von der SPD. Sie macht 
darauf aufmerksam, dass Ende der Woche beide 
Feste beginnen und viele Menschen unterwegs 
sein werden. Zu Beginn der islamischen Feiertage 
besuchen sich die Familien gegenseitig, daher sei 
insbesondere in Nordrhein-Westfalen mit einem 
hohen Verkehrsaufkommen zu rechnen.

In der Schule angekommen muss ich im Gewühle 
erst mal Yunus finden. Er unterhält sich gerade 
mit seiner Türkischlehrerin. Die Schule bietet Tür­
kisch und Arabisch ab der ersten Klasse an, die­
se beiden Sprachen können in Berlin auf vielen 
weiterführenden Schulen als zweite oder dritte 
Fremdsprache als abiturrelevant gewählt werden.

Yunus küsst mich auf die Hand und führt seine 
Hand dann zur Stirn. Diese Begrüßung Erwach­
sener ist in vielen türkeistämmigen und islami­
schen Familien üblich. Das hat Yunus aber nicht 
in seinem Elternhaus gelernt, sondern gerade 
im Ethikunterricht und will es mal ausprobieren. 
Während des Ramadanfestes bringen die Besu­
cher immer eine Schachtel Süßigkeiten – meistens 
Lokum1 – als Geschenk mit. Ich gebe Yunus die 
Schachtel, er gibt sie seiner Lehrerin und sie stellt 
die Schachtel auf den großen Tisch mit diversen 
anderen Süßigkeiten.

Die Schulleiterin Aaminah Al-Dimashqi2 begrüßt 
die Eltern und die Schüler_innen. Sie trägt ein 
Kopftuch, vor zehn Jahren war das noch undenk­
bar. Nachdem es sich auch in der Bundesrepublik 
Deutschland herumgesprochen hat, dass bei­
spielsweise in Großbritannien, in einigen Provin­
zen Kanadas, in Schweden und Australien sogar 
Polizistinnen ihren Dienst mit Kopftuch versehen 
können, haben sich die Gemüter beruhigt.

Anschließend erklären einige Schüler_innen den 
Anwesenden den religiös-historischen Hinter­
grund beider Feste, wie sie es im Ethikunterricht 
gelernt haben. Dabei informieren ein muslimi­
scher Schüler über Ostern und eine christliche 
Schülerin über das Ramadanfest. Dann wird ge­
tanzt und gefeiert.

Auf dem Weg nach Hause muss ich noch einmal 
über dieses Schulfest, und wie so etwas möglich 
geworden ist, nachdenken. 

1	� Lokum: eine türkische Süßigkeit mit Sirup aus gelierter 

Stärke und Zucker, oft auch mit Mastix

2	� Aaminah: Frau des Friedens und der Harmonie  

Al-Dimashqi: aus Damaskus in Syrien stammend

1 Szenario 1
Wir haben es fast geschafft. 

Ein Rückblick aus der Zukunft auf ein vielfältiges Deutschland 

Von Safter Çınar, ehemaliger Bundesvorsitzender der Türkischen Gemeinde in 

Deutschland (TGD)
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Die verpflichtenden Inte­
grationskurse werden jetzt 
in vielen Sprachen durch­
geführt, auch die Inhalte 
haben sich geändert. Den 
Eingewanderten wird jetzt 
nicht mehr „beigebracht“, 
dass Diebstahl in der Bun­
desrepublik Deutschland 
verboten ist, sondern sie 
erfahren etwas über das 
Bildungssystem oder die 
Gesundheitsvorsorge und 
natürlich auch über die 
staatlichen Strukturen und 
die Gesellschaft allgemein. 
Parallel dazu läuft der 
Deutschunterricht.

Das Gesetz zur Staats­
angehörigkeit ist schon 
mehrmals geändert wor­

den, jetzt gilt die Einbürgerung nicht mehr als 
„Krönung der Integration“, sondern als ein Mittel, 
um Eingewanderte schneller und intensiver in die 
(neue) Gesellschaft einzubinden. Dieses Mal ist es 
tatsächlich eine Reform: Mehrere Staatsbürger­
schaften zu besitzen ist nun die Regel. Je nach 
Aufenthaltsdauer stellen Arbeitslosigkeit und So­
zialhilfebezug kein Hindernis für die Einbürge­
rung mehr dar. Und außerdem ist an die Stelle 
der Sprach- und Sozialkundeprüfungen ein „Ein­
bürgerungsinterview“ getreten.

Im ersten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts wur­
den bereits in Berlin und Nordrhein-Westfalen 
Partizipationsgesetze beschlossen. Nach diesem 
Modell wurde 2024 das Bundespartizipationsge­
setz verabschiedet. Darin wird geregelt, wie sich 
Menschen mit Migrationsgeschichte an Staat und 
Gesellschaft beteiligen können. So soll beispiels­
weise ihr Anteil in der Verwaltung nach und nach 
ihrem Anteil an der Bevölkerung angepasst wer­
den. Auch in vielen Gremien, wie zum Beispiel 

Seit im Herbst 2021 die erste rot-rot-grüne Bun­
desregierung gebildet wurde – 2025 wurde sie 
wiedergewählt – hat sich einiges geändert: Ein­
wanderung und kulturelle Vielfalt werden nun als 
Bereicherung betrachtet. Die gute wirtschaftliche 
Entwicklung in Europa hat sicherlich ebenfalls zu 
einer positiven Atmosphäre in der Gesellschaft 
beigetragen. Die (Konkurrenz-)Ängste sind zu­
rückgegangen. Aus einer sogenannten Integrati­
onspolitik ist inzwischen eine Partizipations- und 
Gleichstellungspolitik geworden.

2024 verabschiedete der Bundestag ein Einwan­
derungsgesetz, das ein „Recht auf Einwanderung“ 
geschaffen hat: Drittstaatler_innen dürfen nun 
frei einreisen, sich einen sozialversicherungspflich­
tigen Job suchen, freiberuflich tätig sein oder ein 
Gewerbe ausüben. Schaffen sie das innerhalb von 
sechs Monaten nicht, reisen sie wieder aus und 
dürfen es nach drei Jahren noch einmal versuchen. 
Wem es gelingt, der darf seine Familienangehöri­
gen nachholen.
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en berichten, dass die AfD zu einem bundeswei­
ten „Tag der Deutschen“ aufgerufen habe, wo 
gegen die „Übernahme unseres Staates durch 
Eingewanderte und Muslime“ protestiert werden 
soll. Die AfD ist inzwischen zwar nicht mehr in 
so vielen Landesparlamenten vertreten und be­
sitzt auch im Bundestag nur noch sechs Mandate. 
Trotzdem hat sie noch viel Einfluss. Die zentrale 
Kundgebung soll in Leipzig stattfinden, wo ne­
ben der AfD-Bundesvorsitzenden die Vorsitzen­
de des Front National, Mathilde Chauffroy, aus 
Frankreich erwartet wird. Da die Wirtschaft mo­
mentan etwas kriselt, könnten mehr Menschen 
kommen als in der Vergangenheit.

Ich überlege, ob ich zu der Gegenkundgebung 
fahren soll, wahrscheinlich werde ich es mit einer 
Gruppe aus Berlin tun.

In den vergangenen zehn Jahren hat sich vieles 
zum Positiven geändert. Bei einer größeren öko­
nomischen Krise und einer steigenden Zahl von 
Arbeitslosen kann sich dieser Trend natürlich auch 
wieder umkehren. Aber dennoch kann ich sagen: 
Wir haben es fast geschafft.

den Rundfunkräten oder Beiräten, sind nun Men­
schen mit Migrationsgeschichte vertreten.

Einige Bundesländer (Berlin, Bremen, Hamburg, 
Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen und 
Thüringen) haben das kommunale Wahlrecht für 
Drittstaatler_innen eingeführt, wie es bereits in 
16 von 28 EU-Ländern üblich ist. Auch die Ver­
fassungsklagen von Union und AfD konnten dies 
nicht verhindern. Es gibt Überlegungen, bei uns 
das Landeswahlrecht, ja gar das Bundestagswahl­
recht für Drittstaatler_innen, einzuführen. Dazu 
braucht es aber wohl einer Grundgesetzänderung.

Ebenso ist in der Diskussion, „kulturelle Vielfalt 
als Staatsziel“ in das Grundgesetz aufzunehmen. 
Als Vorbild dient beispielsweise Kanada, wo unter 
der konservativen Regierung von Brian Mulroney 
1985 Multikulturalismus als Grundrecht in der 
Verfassung verankert und 1988 im Multikultura­
lismusgesetz rechtlich konkretisiert worden war.

Während dieser Überlegungen fällt mir ein, dass 
die Verabschiedung des Einwanderungs- und 
Bundespartizipationsgesetzes sich am kommen­
den Mittwoch zum zweiten Mal jährt. Die Medi­

2 Szenario 2
Gespaltene Einwanderungsgesellschaft Deutschland? 

Ein mahnender Blick aus der Zukunft

Von Katharin Tai, freie Journalistin mit einem Blick von außen

Neukölln war lange für seine türkische Communi­
ty bekannt. Doch wer heute durch die Straßen des 
Berliner Stadtteils läuft, wird leichter einen Bio- als 
einen türkischen Gemüseladen finden. Vor fünf 
Jahren war das noch ganz anders. Die Wohnungs­
not in Berlin und die Mietpreise, die sich immer 

mehr denen in anderen europäischen Großstäd­
ten annähern, haben ihre Spuren hinterlassen: Die 
meisten Häuser sind renoviert und sorgfältig ge­
strichen und in den Cafés im Erdgeschoss werden 
Getränke verkauft, die nach Orient und Fernost 
klingen. Zehn Jahre nach der sogenannten Flücht­
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lingskrise gibt es hier Leute, die zumindest einen 
gewissen Erfolg hatten – sonst würden sie sich die 
Mieten hier nicht mehr leisten können.

Die WG, die ich suche, befindet sich in einem der 
wenigen nicht renovierten Häuser, mit Stickern im 
Treppenhaus und neben der Klingel. Amena öff­
net die Tür, schiebt ihren Laptop und ein paar Zei­
tungen auf dem Küchentisch zur Seite und bietet 
mir Kaffee an. Die 27-jährige Journalistin teilt sich 
die Dreizimmerwohnung mit ihrem älteren Bru­
der Hayyan, einem Krankenpfleger, und Marwan, 
der Germanistik auf Master studiert. Marwan ist 
wegen eines Bewerbungsgesprächs für ein Sti­
pendium für syrische Geflüchtete in Bonn, aber 
die beiden Geschwister haben sich Zeit für ein 
Gespräch genommen. Nachdem in Deutschland 
lange von „Gastarbeitern“ und „Spätaussiedlern“ 
die Rede war, gelten die „Flüchtlinge“ nun als die 
dritte große Einwanderungswelle – doch in den 
letzten zehn Jahren sind sie irgendwann einfach 
aus dem öffentlichen Bewusstsein verschwunden. 
Zwischendurch tauchten sie zwar immer wieder 
in den Medien auf, aber mich interessiert nun, 
wie zwei junge Leute auf die vergangenen Jahre 
zurückblicken.

Sie wissen beide, dass sie die stereotypen Kate­
gorien der „guten“ Ausländer repräsentieren: 
die hart arbeitende Frau, die sich eine Stimme als 
junge Intellektuelle verschafft hat, und ein Mann, 
der eine staatlich geförderte Berufsausbildung 
in einem Sektor absolviert hat, in dem es gera­
de an Arbeitskräften mangelte – „Lückenfüller”, 
wie manche die Programmteilnehmer verächtlich 
nannten. Doch augenscheinlich hat es geklappt: 
Die Engpässe im Pflegebereich sind in vielen gro­
ßen und mittleren Städten behoben, es gibt Kin­
dergärtner und hier und da auch Lehrer, die nach 
Deutschland geflüchtet waren. 

Auch Amena ist skeptisch: „Meine Erfolge wer­
den gerne vorgezeigt, aber niemand spricht darü­
ber, wie hart ich dafür gekämpft habe”, kritisiert 

sie. Mit 17 Jahren kam sie 2015 als eine der letz­
ten syrischen Flüchtlinge nach Deutschland. Hay­
yan, der ein paar Jahre älter ist, war damals schon 
seit einigen Monaten in Bayern. Irgendwann wur­
den die europäischen Außengrenzen einfach ge­
schlossen und die deutsche Bürokratie konzen­
trierte sich darauf, die Neuangekommenen in die 
Gesellschaft einzugliedern, anstatt sich mit denen 
zu beschäftigen, die noch draußen waren. Das 

„Integrationsproblem“ wurde bürokratisch ange­
gangen, während sich die Gesellschaft wieder an­
deren Themen zuwandte.

Doch die Mitglieder dieser Bürokratie und die Re­
geln, die angewandt wurden, waren keineswegs 
neutral: Viele Geflüchtete hatten Probleme mit 
der Anerkennung ihrer Abschlüsse, Deutschkurse 
gab es, aber nie ausreichend, und zwischendurch 
holten Politiker immer wieder die „deutsche Leit­
kultur“ aus der Mottenkiste, um den Teil der Wäh­
ler anzusprechen, der mit dem Nachfolger der AfD 
sympathisierte. Während es in den meisten Groß­
städten längst syrische Viertel gibt, in denen man 
die einzig wahren Falafeln bekommt, und an den 
Schulen auch zunehmend Arabisch und Türkisch 
unterrichtet werden, diskutiert die Öffentlichkeit 
immer wieder, wie deutsch es denn eigentlich sei, 
das Ramadanfest ʿĪd al-Fitr statt Weihnachten zu 
feiern. Es sind keine konkreten Argumente, um 
die es geht, sondern ein „diffuses Angstgefühl 
vor dem anderen“, wie der ehemalige kanadische 
Premierminister Justin Trudeau es neulich in ei­
nem Gastbeitrag diagnostizierte.

Hayyan kommt in die Küche und setzt sich neben 
mich. Amena erklärt, was für sie das „Integrati­
onsproblem“ ist: „Niemand hat sich die Frage ge­
stellt, was es eigentlich bedeutet, sich zu integrie­
ren. Es war das reinste Chaos.“ Für sie bedeutete 
es: Monate lang auf Deutschkurse zu warten und 
sich mit Apps auf eigene Faust die Sprache bei­
zubringen. Integrationskurse, in denen Geflüch­
teten viel über Hygiene erzählt wurde, nachdem 
in einer der überfüllten Unterkünfte eine Grippe 
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ausgebrochen war. Und im­
mer wieder wurde ihr Hinter­
grund überprüft, auch nach­
dem ihr schon Asyl gewährt 
worden war – alles für die 
Sicherheit. „Und dann wurde 
ständig für Ausbildungsange­
bote geworben – Kindergärt­
ner, Krankenpfleger, Verwal­
tungsjobs, aber bloß nichts 
Intellektuelles”, wirft Hayyan 
ein. Für das Gespräch hat er 
extra einige der Broschüren 
rausgesucht, die Berufsschu­
len und Ausbildungsplätze 
auf Englisch, Deutsch und 
Arabisch bewerben. 

Amena stöhnt: „Oh Gott, ja, 
bloß nichts Intellektuelles 
für die Ausländer. Ich wusste, seit ich sechs war, 
dass ich Journalistin werden wollte, aber von Uni 
sprach in Deutschland niemand. Leute fehlten an 
anderen Stellen, und da sollten wir hin.“

Beide Geschwister verbrachten nach ihrer Ankunft 
einige Jahre an einer Berufsschule, an der sie sich 
schnell langweilten: Hayyan hätte gerne auf Eng­
lisch weitergelernt und dann „irgendetwas Inter­
essantes“ studiert, wie viele junge Deutsche nach 
dem Abitur, die dann von den billigen Universi­
täten profitierten. Doch der einfache Unterricht 
frustrierte ihn noch mehr als die Mitschüler, die 
allesamt zwei, drei Jahre jünger waren. Als er sich 
nach dem Schulabschluss zwischen dem mühsa­
men zweiten Bildungsweg, für den er vermutlich 
noch weitere Deutschkurse hätte besuchen müs­
sen, und einer staatlich geförderten Ausbildung 
zum Krankenpfleger entscheiden musste, stand 
schnell fest, wie es weitergehen würde.

Auf die Frage, ob er seine Entscheidung bereue, 
hält er in seiner Erzählung inne und stellt seinen 
Kaffee auf einer der Zeitungen ab: „Ich bin 34, 

die Arbeit macht mir Spaß und ich habe das Ge­
fühl, etwas Sinnvolles zu tun. Es könnte schlimmer 
sein.“ 

Er fühlt sich wohl im offenen Berlin, aber im Grun­
de sucht er schon seit einer Weile nach einem 
Job außerhalb der Stadt: Seine Freundin ist Ärz­
tin und eigentlich wollten sie zusammen in eine 
ländlichere Region ziehen, um dort Kinder groß­
zuziehen. Doch bisher hat er in keinem der klein­
städtischen Krankenhäuser, bei denen er sich be­
worben hat, eine Zusage bekommen. Studien ha­
ben in den letzten Jahren immer wieder gezeigt, 
dass Bewerber mit „ausländisch“ klingenden 
Namen im Arbeitsmarkt weiterhin diskriminiert 
werden, aber Hayyan konnte in keinem der Fäl­
le nachweisen, dass Rassismus der Grund für die 
Ablehnung war. So bleibt er vorerst in der Stadt 
mit den teuren Mieten und in seiner WG: „Viel­
leicht ist es ja auch nicht schlecht, wenn meine 
Kinder mit etwas Vielfalt aufwachsen.“

Amena kennt das Problem – auch sie würde lie­
ber nicht in einer WG wohnen und hatte versucht, 
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eine Zweizimmerwohnung für sich und ihre Bü­
cher zu finden. Doch mit dem anhaltenden Woh­
nungsmangel muss man dafür nicht nur zahlrei­
che Dokumente zum eigenen beruflichen und 
finanziellen Hintergrund vorlegen, sondern auch 
mit grundlosen Absagen rechnen. Über die Dis­
kriminierung „nicht deutscher“ Namen auf dem 
Wohnungsmarkt hat sie bereits geschrieben, doch 
während ein Teil der Gesellschaft sich mit ihr är­
gert, verweist der andere auf die großzügigen Pro­
gramme, die Leuten wie Hayyan die Berufsausbil­
dung und ihr selber ein Studium finanziert haben: 

„Nur, weil ich neben der Schule Deutsch gelernt 
und jedes Buch gelesen habe, das mir unterkam, 
muss ich jetzt als Beweis herhalten, dass wir ja 
könnten, wenn wir wollten.“ In den zwei Jahren 
seit dem Ende ihres Studiums hat sie es sich zur 
Aufgabe gemacht, genau diese Ungerechtigkeiten 
aufzuzeigen.

Mit einer Reportage über Rassismus im Niedrig­
lohnsektor hatte die damals 24-Jährige schlagartig 
auf sich aufmerksam gemacht: Um zu verhindern, 
dass sie sich gemeinsam für faire Löhne einsetzten, 
spielten Arbeitgeber Geflüchtete mit nicht deut­
schem Hintergrund gegen andere Angestellte aus – 
eine Strategie, die durch die oft fremdenfeindliche 
Rhetorik rechter und einiger linker Parteien noch 
unterstützt wurde. 

„Als Reaktion auf meine Reportage ging damals 
ein Fernsehteam los, das Geflüchtete aus Syrien 
zeigte, die kein Deutsch und kein Englisch konn­
ten – was ja an der anfangs schlechten Organisati­
on von Sprachkursen lag! Aber auf einmal war ein 
Großteil der öffentlichen Meinung wieder gegen 
Gesetzesänderungen, denn wer sich nicht inte‑ 
grieren will, der verdient natürlich keinen gesetz­
lichen Schutz. Letztendlich gab es nur ein bisschen 
gesetzliches Flickwerk am Mindestlohn, was zu­
mindest die gröbsten Schlupflöcher gestopft hat“, 
sie schüttelt den Kopf, greift nach ihrem Handy 
und scrollt durch einen Gruppenchat. 

Sie ist noch immer in Kontakt mit den Protagonis­
ten ihrer Reportage. Viele kennt sie aus ihrer Zeit 
in den improvisierten Flüchtlingsunterkünften vor 
zehn Jahren, die anderen wurden ihr dann nach 
und nach vorgestellt. Höhere Löhne für „Auslän­
der“, die außerdem kein Deutsch sprechen, hat 
sich bisher nicht als gewinnbringendes Wahlkon­
zept erwiesen – besonders, wenn andere Arbeit­
nehmer mit den gleichen Problemen zu kämpfen 
haben.

„Das Problem ist nicht, dass wir nicht dazugehören 
– wir haben eine schöne Wohnung, werden immer 
Arbeit finden und vermutlich sogar einen Arbeit­
geber, der uns ʿĪd al-Fitr mit unseren Eltern feiern 
lässt, obwohl es dafür keine gesetzliche Regelung 
gibt. Meistens sind unsere Namen in Berlin kein 
Problem, und falls wir Kinder haben, können wir 
sie in Kindergärten schicken, in denen sie bilin­
gual erzogen werden. Ich könnte einfach ignorie­
ren, was außerhalb meiner eigenen sozialen Blase 
passiert.“

Doch Amena wird weiter über Integration in 
Deutschland, die Flüchtlinge an den europäischen 
Grenzen und das anhaltende Interesse an Migra­
tion nach Deutschland schreiben. Als Politikredak­
teurin wird sie an den meisten Tagen wissen, wo 
die CDU, die SPD und die AfD-Nachfolger in den 
Umfragen stehen, welche neuen Maßnahmen die 
Regierung gerade angekündigt hat, um die „rich­
tigen“ von den „falschen“ Flüchtlingen zu unter­
scheiden, um ja nur die ins Land zu lassen, die ei­
nen langen Kriterienkatalog erfüllen, während sie 
gleichzeitig über Integrationserfolge spricht und 
auf die Städte zeigt.

„Die Leute, die glauben, dass du nur deutsch bist, 
wenn du aus dem richtigen Teil der Welt kommst, 
wird es immer geben“, fügt Hayyan hinzu. „Ich 
treffe sie ja selber jeden Tag – hier in Berlin weni­
ger als auf dem Land, aber sie sind da.“ Ich deute 
auf die aktuellen Tages- und Wochenzeitungen, 
die neben Amenas Laptop auf dem Tisch liegen: 
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Die Spätsommersonne durchflutet das Gebäude 
im Zentrum von Leipzig. Es ist 17.30 Uhr und ei­
gentlich Feierabendzeit. Die meisten Leute wür­
den sich jetzt wohl lieber in einem Biergarten im 
Grünen aufhalten als in den Glas- und Beton­
schluchten der Innenstadt. Theo sitzt noch an sei­
nem Schreibtisch. „Es ist einfach ein gutes Gefühl, 
wenn ich die Aufgaben, die ich mir am Vormittag 
vornehme, zum Feierabend beendet habe“, sagt 
der 26-jährige Verwaltungsgehilfe. In seiner Firma 
wird er für diese Einstellung geschätzt. Für ihn ist 
das eine Genugtuung. Denn bis dahin war es ein 
weiter Weg.

Theo heißt eigentlich Tesfay und kommt ursprüng­
lich aus Eritrea. Im Tigrinischen, einer der Sprachen 
Eritreas, bedeutet sein Name „meine Hoffnung“. 
Vor ein paar Jahren bestand diese Hoffnung für 
ihn allein darin, aus seinem Heimatland fliehen zu 
können. Denn dort hätte er bereits im zwölften 
Schuljahr den Militärdienst antreten müssen. Weil 
sich Theo öffentlich dagegen aussprach, geriet er 
ins Visier der Behörden. 

Die Flucht war für ihn der einzige Ausweg. Bis 
nach Tunesien schlug er sich durch, setzte dort 
mit einem Boot nach Italien über und war damals 
einer der wenigen Flüchtlinge, die nicht durch die 
Frontex-Mission „Odysseus“ bereits an den Küs­
ten der nordafrikanischen Länder abgefangen 
wurden. 

„Ursprünglich wollte ich nach Schweden“, so 
Theo. In Deutschland angekommen, entschied 
er sich jedoch, zu bleiben und einen Asylantrag 
zu stellen. Auch weil er in der Schule bereits ein 
bisschen Deutsch gelernt hatte. Sein Antrag auf 
politisches Asyl wurde abgewiesen. Da in Eritrea 
jedoch vermeintlichen Deserteuren die Todesstra­
fe droht, werden Flüchtlinge seit über zehn Jahren 
nicht mehr dorthin abgeschoben. Er durfte blei­
ben und profitierte direkt vom wichtigsten gesell­
schaftspolitischen Projekt der Großen Koalition im 
letzten Jahrzehnt: dem Integrationsvertrag. 

Der Integrationsvertrag gibt ein einfaches Verspre­
chen: „Deutschland verspricht dir Arbeit, Bildung, 

Noch immer wird diskutiert, ob Navid Kermani 
deutscher Bundespräsident werden könnte. Ein 
muslimischer Bundespräsident, säkular, hochgebil­
det und gut mit Worten? Eigentlich wäre er der 
perfekte Kandidat, aber so richtig scheint sich nie­
mand hinter ihn stellen zu wollen. Amena plant 
gerade ein Interview mit Kermani, doch so sehr 
sie den Literaten schätzt, so skeptisch ist sie, was 
seine politischen Erfolgschancen angeht: „Es ist 

egal, ob sein Name iranisch, syrisch oder türkisch 
ist, der Hass wird bleiben. Wir können noch so oft 
sagen, dass der Islam zu Deutschland gehört, für 
viele Menschen hört sich das einfach nicht richtig 
an – auch wenn ihn die großen Städte, ohne zu 
zögern, direkt wählen würden. Und wie sollen wir 
je einen Repräsentanten für diesen Staat wählen, 
wenn unsere Gesellschaft so gespalten ist?“

3 Szenario 3
Ein deutsches Versprechen?  

Rückblick auf die Homogenisierung der Gesellschaft

Von Edgar Lopez, freier Journalist mit ostdeutschem Migrationshintergrund
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Sicherheit und Akzeptanz! Im Gegenzug ver­
sprichst du Deutschland, seine Sprache zu lernen, 
einen Eid auf das Grundgesetz zu leisten, dich an 
die hiesige Kultur anzupassen und vor allem dei­
ne Religion nur noch privat zu leben!“ Das steht 
in den Broschüren, die an geflüchtete Menschen 
verteilt werden, sobald sie ins Land kommen. 
Auch an jene, die kein Recht auf Asyl genießen.

Eine Abmachung, von der Theo bis jetzt profitiert 
hat. Einmal im Land lernte er intensiv die Spra­
che, arbeitete hart und machte das deutsche 
Abitur. Es folgte eine Ausbildung zum Bürokauf­
mann. Obwohl seine Familie christlich ist, war er 
nie wirklich gläubig. Zusammen mit seiner keni­
anischen Freundin Andia engagiert er sich mitt­
lerweile in einer Kirchengemeinde, um sich noch 
besser zu integrieren. Auch sie hat ihren Namen 
eingedeutscht und nennt sich fortan Andrea. Bei­
de wollen ein ruhiges, unbehelligtes Leben füh­
ren. Ihre Namen können sie ändern, ihre Hautfar­
be aber nicht.

Amir ist in derselben Firma wie Theo angestellt 
und hat ebenso eine Fluchtgeschichte. Er und sei­
ne Familie stammen aus Damaskus. 2015 sind sie 
in die Türkei geflohen, kamen dann 2017 nach 
Deutschland und genossen im Gegensatz zu Theo 
von Anfang an Asyl. Auch von ihnen wird seit ei­
nigen Jahren erwartet, die Grundsätze des Inte­
grationsvertrags zu leben. 

Prinzipiell ist das kein Problem. Sie lernten eben­
so schnell die Sprache und identifizieren sich mit 
dem Grundgesetz. Während Theo in dieser Nacht 
um ein Uhr schon mehrere Stunden schläft, sitzt 
Amir noch immer vor dem Fernseher. Seit einer 
Weile leidet er an Schlafstörungen. Er zappt sich 
durch die Kanäle und bleibt bei einer alten Tages­
schau-Ausgabe hängen. Sie stammt vom August 
2016. 

Das Jahr 2015 war noch ganz von einer „Willkom­
menskultur“ gegenüber Flüchtlingen geprägt. Die 

Ereignisse im Sommer 2016 führten aber langsam 
zu einem Umschwung der öffentlichen Meinung. 
Aus Nächstenliebe wurde Angst vor dem Ungewis­
sen. Als die Türkei Anfang 2017 aus politischem 
Kalkül auch noch das Flüchtlingsabkommen mit 
der Europäischen Union aufkündigte und erneut 
über eine Million Menschen auf dem Landweg 
nach Mitteleuropa und vor allem nach Deutsch­
land kamen, kippte die Stimmung. Deutschland 
war kurz davor, sich abzuschotten.

In diesen schlaflosen Nächten denkt Amir viel über 
ihre Situation nach: „Die Angst der Leute von Pe­
gida ist letztlich zum treibenden Motiv der Politik 
geworden“, hört er einen Kommentator im Fern­
sehen sagen. In allen Parteien führte dieser gesell­
schaftliche Druck zu einem spürbaren Rechtsruck. 
Vor allem die AfD profitierte davon und schaffte 
2017 sogar den Einzug in den Bundestag. Eben­
so gingen die rechten Flügel der Unionsparteien 
gestärkt aus der Wahl hervor. Obwohl die großen 
Städte seit Jahrzehnten kosmopolitische Inseln 
sind, reichte ihr Wählerpotenzial nicht, um für an­
dere Mehrheiten zu sorgen. 

Ein parteiübergreifender, gesellschaftlich breit 
aufgestellter Reformkonvent sollte daher 2017 
die Krise lösen. Weitere Verschärfungen des Asyl­
rechts, wie die Abschiebung auch in Krisengebie­
te, wurden erwogen, obwohl sie eindeutig ge­
gen die Europäische Menschenrechtskonvention 
verstoßen.

Vor allem die Wirtschaftsverbände forderten eine 
schnelle Integration der ankommenden Menschen 
und bildeten ein Gegengewicht zum politischen 
Mainstream. Deutschlands stabile wirtschaftliche 
Entwicklung und der Bedarf an Arbeitskräften 
führten dazu, dass der restriktive Kurs nicht die 
Oberhand gewann. Dies zeigte sich auch im In­
tegrationsvertrag, in dem Arbeit, eine Entlastung 
der öffentlichen Haushalte sowie andere öko­
nomische Aspekte eine große Rolle spielen. Das 
Grundgesetz wurde zwar nicht geändert, den­
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noch betrafen die Geset­
zesänderungen und Refor­
men etliche Gesellschafts­
bereiche, wie Gesundheit, 
Rentenversicherung,  Justiz 
oder Bildung.

Der Integrationsvertrag ver­
spricht Arbeit, Bildung, Si­
cherheit und Akzeptanz, 
verlangt dafür den Eid aufs 
Grundgesetz und die Be­
herrschung der deutschen 
Sprache. Er will also, dass 
die Menschen, die nach 
Deutschland kommen, sich 
anpassen und unauffällig 
sind. Religion soll eine reine 
Privatsache sein. Das ist im 
Vertrag zwar allgemein for­
muliert, damit sind aber in 
Wirklichkeit in erster Linie 
der Islam und alle anderen Religionen außer dem 
Christentum und Judentum gemeint.

Seit dem Frühjahr weiß Amir nicht mehr, ob er 
sich hier noch wohlfühlen kann. Zum Frühjahrs­
fest seiner Firma nahm er erstmals seinen Bruder 
Said und dessen Freundin Nour mit. Nour, eine ge­
bürtige Berlinerin und nach eigenen Worten eine 
aufgeklärte Frau, sieht sich selbst als eine liberale 
Muslima. Sich den neuen, ihre Freiheit beschrän­
kenden Gepflogenheiten zu unterwerfen, liegt ihr 
fern. Deswegen zieht sie auch zum Firmenfest ihr 
modernes Kopftuch an. 

Was in Großstädten weiterhin kein Problem ist, 
wurde in dem kleinen Ort außerhalb von Leipzig, 
wo das Fest stattfand, zu einem Fiasko. Sie ernte­
te argwöhnische Blicke und Spott, nicht nur der 
Einheimischen, sondern auch einiger Kollegen aus 
Köln und Stuttgart. Das hätte Amir nicht erwartet. 
Denn die Religionsfreiheit steht ja im Grundge­
setz, wie er gelernt hat. 

Seitdem hat sich für ihn das Klima verändert. Vor 
ein paar Wochen gab es abfällige Bemerkungen 
zu seiner Gewohnheit, während des Ramadans zu 
fasten. Er leidet mittlerweile an Depressionen und 
ist seit Wochen beurlaubt. Trotzdem droht ihm 
die Kündigung. Würde ihm tatsächlich gekündigt, 
so könnte er auch in ein sicheres Drittland abge­
schoben werden. Zumindest wird dies derzeit in 
der Öffentlichkeit diskutiert. 

Ursprünglich war der Integrationsvertrag auch 
ein Versprechen an jene Deutschen, die Angst vor 
dem eigenen Abstieg hatten und dieses Gefühl 
auf die Geflüchteten projizierten. Die Ökonomi­
sierung des Vertrags und der gleichzeitige Abbau 
der finanziellen Unterstützung für Geflüchtete 
wirkten sich aber auch auf die ganze Gesellschaft 
aus. Denkt er an seine deutschen Kollegen, ist 
sich Amir sicher: „Das soziale Netz ist heute viel 
löchriger als noch vor einigen Jahren. Und das be­
trifft leider alle.“
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